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Hauptprobleme des Hochwasser- und Lawinenschutzes 
So wichtig das Wasser für das Gedeihen der Wirtschaft ist — Landwirtschaft, In­
dustrie, Gewerbe und Energiewirtschaft vermögen ohne Wasser nicht zu produ­
zieren — , so verheerend können die Schäden sein, wenn sich nach reichen Nie­
derschlägen das Wasser staut und landwirtschaftliche Kulturen, Häuser und 
Verkehrswege zerstört Das Klima ist ein Faktor, der Hochwasser und Lawinen 
auslöst; er läßt sich kaum beeinflussen. Die Vegetation und das Gelände dagegen 
sind Faktoren, die der Mensch teilweise so gestalten kann, daß sich Naturereig­
nisse nicht zwangsläufig zu Katastrophen ausweiten.. Zwischen den Entwaldungen 
der Gebirgshänge vor mehreren Jahrhunderten und den gewaltigen Verheerungen 
durch Lawinen und Hochwasser bestehen eindeutig enge Zusammenhänge. 

Durch Regulierung der Flüsse und durch Verbauung der Wildbäche und Lawinen­
hänge wird versucht, den Menschen, seine Siedlungen und die Kulturflächen vor 
Schäden zu sichern. Mehrere Jahrzehnte lang waren die Budgetmittel von Bund, 
Ländern und Gemeinden für Regulierungs- und Erhaltungsarbeiten an Flüssen 
und Wildbächen, für den Neubau von Brücken und für den Schutz vor Lawinen 
so gering dotiert, daß meist nur die laufenden Schäden behoben werden konnten. 
Erst der aus einer Sondersteuer finanzierte Katastrophenfonds ermöglichte es, 
im Jahre 1967 ein Schwerpunkt- und Normalprogramm in Angriff zu nehmen.. Da­
mit soll erreicht werden, daß schwache und mittlere Hochwasser künftig gefahrlos 
abfließen und die Schäden durch Katastrophen ein erträgliches Ausmaß nicht 
überschreiten,. In der vorliegenden Arbeit wurden die Akzente nur so weit auf 
technische Fragen gelegt, als es das Verständnis wirtschaftlicher, sozialer und 
biologischer Belange erforderte.. 

Der Wald — ein natürlicher Schutz 

Österreich ist ein Land mit viel Wald. Er nimmt nach 
den Ergebnissen der laufenden Forstinventur eine 
Fläche von 3 6 3 Mil l . ha e in, das sind 4 3 % der Flä­
che des Bundesgebietes.. Damit l iegt Österreich hin­
s icht l ich der Walddichte an dr i t ter Stelle in Europa, 
hinter Finnland und Schweden. 5.000 ha bis 6.000 ha 
landwir tschaft l iche Grenzertragsböden werden jähr­
l ich aufgefors te t Insgesamt wi rd man noch 450.000 ha 
wenig ertragsreiche Flächen in Wald umwandeln 
können 1)., 

Der Waldanteil an der Gesamtfläche ist gebietsweise 
verschieden hoch.. Am waldreichsten sind die Zonen 
des Mit te lgebirges in der Obersteiermark, in Nieder­
österreich und in Kärnten; sie s ind verhältnismäßig 
dünn besiedelt, im Gebirge gibt es wegen der ab­
weisenden natür l ichen Faktoren und infolge von Ro-

x) Auf Pressefahrten, die das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft am 18. und 19. August 1966 nach Salz­
burg (Pongau) und am 13. und 14. Juli 1967 nach Vorarl­
berg veranstaltete, konnten sich die Teilnehmer über die 
Probleme, die Projekte und die Finanzierung des Hoch­
wasser- und Lawinenschutzes in Österreich informieren. 

Aufforstung 
Jahr Neu­ Wieder- Laufende [nsgesam 

aufforstung aufforsfung 
ha 

Aufforstung 

1950 . . 946 3.391 13.302 17 641 
1951 1202 5 821 14 710 21 733 
1952 . . 1520 5115 15106 21,743 
1953 .. . . . 1.812 5.718 16 910 24,440 
1954 . . . . . . . 1.880 9 703 16 253 27 836 
1955 2160 8.519 17.812 28,491 
1956 2.865 6 942 15659 25,466 
1957 3.804 6.789 16 370 26,963 
1958 4.439 6.357 15.290 26.086 
1959 3.572 5 438 14.519 23,529 
1960 4124 6,066 U.506 24 696 
1961 4 364 6.016 14.916 25 296 
1962 5 425 5 982 14.536 25 943 
1963 5.303 5.256 14 346 24,905 
1964 6.851 9 430 11 506 27 787 
1965 . 7 006 7 872 10.164 25 042 
1966 . 6.201 7 650 10.520 24 371 

Q: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

düngen oft erstaunl ich wen ig Waid, z, B, im Bezi rk 
Matrei in Ostt irol nur 20%, im Bregenzer Wald 2 0 % 
bis 30%, Viel Wald wurde tei lweise schon vor mehr 
als fünfhundert Jahren im Zuge der Besiedelung und 
der Gewinnung von Weidef lächen abgeholzt, Auch 
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im 18. und 19. Jahrhundert wurde noch Wald gero­
det, um den Kraft- und Wärmebedarf der damal igen 
Bergwerke und der landwir tschaft l ichen Betr iebe zu 
decken. 

Durch übermäßige Niederschläge drohen Gefahren 
vom kahlen Gebirge, vom Ödland sowie von den 
Almen 1 ) und Hutweiden.. Das Wasser kann dor t nur 
zu einem ger ingen Teil versickern. Es entstehen Ero­
s ionen, Wi ldbäche und Hochwasser. Wie aus der Be­
tr iebszählung 1960 hervorgeht, sind hauptsächl ich 
Gebiete in Vorar lberg, T i ro l , Salzburg und Kärnten 
gefährdet. Ein Gutachten zu Fragen der Raumord­
nung, das in nächster Zeit fert iggestel l t werden sol l , 
w i rd d ie „Gefahrenf lächen" den Waldf lächen gegen­
überstel len und zeigen, welche Bezirke besonders 
bedroht sind (Feststei lung des „Gefährdungsgra­
des") . 

Am besten regeln die Wälder den Wasserhaushalt 
der Natur, Sie schützen vor Verkarstung, Hochwas­
ser und Lawinen. Al lein d ie Baumkronen halten ein 
Viertel des Jahresniederschlages fest.. Gesunder 
Waldboden speichert dreimal soviel Wasser wie 
Grünland.. Daher sollte der Wald sachgemäß gepf legt 
und genützt werden Das ist nicht immer der Fall. Im 
Gebirge gibt es häufig Waldf lächen, d ie unter Streu­
nutzung, Weide, fehlerhafter Plenterung und Über­
hege von Wi ld leiden, Vor langer Zeit, als Holz wir t ­
schaft l ich ger inge Bedeutung hatte, waren die Wa ld ­
weide und die Gewinnung von Waldstreu sogar vor­
herrschend 

Waldboden, dem die Streu entzogen wurde, ver­
schlämmt leicht, Er läßt den Regen oberf lächl ich 
abfließen, Die Folge ist, daß Teile des Bodens ab­
rutschen 2 ) , Hochwasser entstehen mitunter auch in 
Gebieten mit Waldweide, wei l der Tr i t t des Viehs 
den Boden so verdichtet, daß die Niederschläge nur 
zum Tei l e insickern 3 ) , Vor al lem auf seichtgründigen 
stei len Hängen und in überalterten reinen Fichten­
beständen glei tet der Boden leicht ab, besonders 
dann, wenn die Hänge mit dem Raupenschlepper an-

*) Almböden verkrusten durch den Tritt des Viehs. Sie neh­
men nach vielen Untersuchungen oft nur 2% der Nieder­
schläge auf 
2) In der Ost- und Mitteisteiermark sowie im Salzkammer­
gut gewinnen laut landwirtschaftlicher Betriebszählung 1960 
fast 29.000 Betriebe in 95.000 ha Wald jährlich mehr als 
800.000 rm Bodenstreu Zusammen mit anderen Gebieten 
nutzen jährlich 46000 Betriebe auf einer Waldfläche von 
167.500 ha mehr als 1 Mill. rm Bodenstreu Die Waldstreu­
nutzung in ganz Österreich ist noch höher, 
3) Allein im oberen Murtal werden 25 600 ha Wald in 7 Be­
zirken „intensiv" beweidet „Mäßige" Waldweide gibt es in 
einem 24 Gerichtsbezirke umfassenden Gebiet, die bewei­
dete Fläche beträgt 16000ha. Außerdem lasten auf Wald­
flächen von 190.000 ha sogenannte Einforstungsrechte. 
Diese Weideservitute in fremdem Wald werden heute aber 
nur zu ungefähr 40% in Anspruch genommen 

geschnit ten werden, um Güterwege zu bauen, die B ö ­
schungen aber zunächst ungesichert bleiben und 
das Wasser unkontrol l iert abfließen kann, M isch­
wald schützt weit besser als Nadelwald. Ungünst ig 
s ind ferner die Verhältnisse im Schutz- und Bann­
wald; er hat oft zuwenig Nachwuchs und sollte ver ­
jüngt werden,, Auf 376,000 ha im Hochgebirge — 1 0 % 
der gesamten Waldf läche — wachsen nur Latschen 
und Grüner len; die Bestockung auf d iesen Flächen 
sollte im Interesse des Bodenschutzes und des Was­
serhaushaltes verbessert werden und eine Bewei-
dung unterbleiben Die Pflege der Wälder in großen 
Höhen erfordert aber ein gutes Wegenetz, Zwa r 
wurde der Bau von Waldwegen in den letzten J a h ­
ren intensiviert ; es s ind aber noch wei tere Investi t io­
nen notwendig Vie le Forstreviere, insbesondere in 
der Obersteiermark sowie in Kärnten und Salzburg, 
haben zu hohe Wildstände. Damit größere Schäl- und 
Verbfßschäden vermieden werden, sol l ten je 100 ha 
Revierf läche nicht mehr als 1 5 Stück Rot- oder 
3 Stück Rehwild geduldet werden 4 ) 

Immer wieder wi rd behauptet, Hochwasser und W i l d ­
bäche würden durch Überschlägerungen verursacht 
Tatsächl ich wirken sich die mehrere Jahrhunder te 
zurückl iegenden Rodungen vielerorts heute noch u n ­
günstig aus, Die laufenden mit besonderer Vorsicht 
vorgenommenen Schlägerungen jedoch spielen eher 
eine untergeordnete Rolle, W ie die Forstinventur be ­
stätigt, erreichte der effektive Holzeinschlag in d e n 
letzten fünf Jahren nur wenig mehr als 10 Mi l l . Ernte­
festmeter jähr l ich Im Vergle ich dazu beträgt d e r 
laufende Holzzuwachs pro Jahr 17 6 Mi l l , Vorrats­
festmeter mit Rinde und der gesamte Holzvorrat 
730 Mill,, fm Al ierd ings muß beachtet werden, daß 
der laufende Zuwachs auch den Zuwachs n i ch t 
hiebsreifer oder sonst nicht nutzbarer Wälder en t ­
hält, Ferner entsprechen 1 7 6 Mil l . Vorratsfestmeter 
(mit Rinde) nur 1 5 3 Mil l . Erntefestmetern {ohne 
Rinde), Der „nachhal t ige" Hiebssatz dürf te derzei t 
etwa 10 Mil l , fm betragen,, 

Im staat l ichen und privaten Großwald darf Holz nur 
auf Grund gesetzl ich vorgeschr iebener Wir tschafts­
pläne geschlagen werden,, Zwar gibt es in manchen 
Jahren extreme Mehrnutzungen durch Windwurf und 
Windbruch bzw Schneedruck und Schneebruch,, Der 
Holzvorrat wi rd aber durch Minderschlägerungen g e ­
wöhnl ich schon in den fo lgenden Jahren wieder er­
gänzt, Außerdem besitzen diese Betr iebe zumeist 
überdurchschni t t l ich große Vorräte an Altholz, D ie 
Lage im Kleinwald (unter 50 ha) ist n icht so günst ig, 
In einigen Bezirken der Oststeiermark und in Ober­
österreich wurde der Bauernwald überschlägert, Für 

*) H Z i e g l e r , „Waldpflege — Waldverwüstung", Al l ­
gemeine Forstzeitung, Jg. 1967, Nr 10, S 223 f 
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ganz Österreich zeigt s ich aber auch im Kleinwaid 
eine geringe Aufstockung der Vorräte, wie aus einem 
Vergleich der jüngsten Ergebnisse der amtl ichen 
Statistik des Holzeinschlages mit dem Ergebnis der 
mathematisch-stat ist ischen St ichprobe der laufenden 
Holzinventur hervorgeht A l ierd ings wi rd man den 
Einschlag im Kleinwald längere Zeit unter dem effek­
t iven Holzzuwachs halten müssen, da zur Zeit das 
Verhältnis der Altersklassen und d ie Bestückung un­
günst ig sind, Die Blößen im Österreichischen Wirt­
schaftswald haben sich seit 1959 von 7 % auf 2 % 
verringert, Nur Kärnten hat im Kleinwaid einen Blö­
ßenanteil an der Waldf läche von 4 % , Dieses Bundes­
land war 1965 und 1966 von den Hochwasserkata­
strophen auch am stärksten betroffen 

Die Verbauung der Wildbäche und die Abwehr von 
Lawinen 

Viele unserer Gebfrgsbäche wurden einst durch 
Waldverwüstung zu Wildbächen 1),, Wie vegetat ions­
geschicht l iche Untersuchungen im Pitztal (Tirol) zei­
gen, hat die Rodung von Wald für extensive Almwir t ­
schaften der Landwirtschaft keineswegs genützt, 
Vielmehr s ind in diesem Gebiet der Viehstand, die 
Zahl der bäuer l ichen Betr iebe und die Bevölkerung 
langfrist ig zurückgegangen 2),, Besonders gefährdet 
s ind best immte Gebiete in Ostt i rol , wei l zwei Drit­
tel der Wi ldbacheinzugsgebiete mehr als 2 000 m 
hoch liegen, Wald kommt in diesen Höhen aus kl i ­
mat ischen Gründen nicht auf, 

Viele Bäche im Gebirge führen nach schwerem Re­
gen (Gewitter) große Mengen Schotter aus den Tä­
lern heraus., Sie treten manchmal aus dem Ufer und 
verschütten Verkehrsadern und Häuser mit Geröll 
Besonders leicht verwit tern Böden aus Schiefer, Auf 
verwi lderten A imen setzt s ich im hohen Gras Schnee 
fest Wenn er unter Sonneneinwirkung talwärts g le i ­
tet, reißt häufig d ie Grasnarbe auf und es bi lden sich 

*) 1796 z. B, hatte man einen in Bürserberg (Vorarlberg) 
auf Moränenschotter stockenden Wald für Alpzwecke ab­
geholzt. Vorerst bildeten sich kleine, später größere Muren, 
Nach und nach entstand ein tiefer Graben („Schesatobel"), 
die Ufereinhänge brachen ab und heute ist der Kessel 
60 ha groß, 1*8 km lang, 700 m breit und 200 m tief. 
40 Mill. m 3 Schotter sind bisher talwärts gewandert. Seit 
1899 hat man 107 Sperren aus Mauerwerk und Beton er­
richtet und die Bachsohle um 40 m gehoben. 2 5 Mill. m 3 

Geschiebe, das sonst in den Rhein transportiert worden 
wäre, wurden in den Verlandungsräumen abgelagert. Die 
Gesamtkosten der technischen Verbauung und der Wieder­
aufforstung betragen bisher — nach heutigem Geldwert 
gerechnet — 56 Mill S, Da sich die Bruchfläche immer 
noch vergrößert — der obere Bruchrand rückt jährlich 
11 cm aufwärts —, müssen weiterhin jahrzehntelang be­
trächtliche Mittel eingesetzt werden, bis die Sohle so weit 
gehoben und verbreitert sein wird, daß die Einhänge nicht 
mehr nachrutschen 

E) H. R i c h t e r , Aus einem Vortrag am 16 Dezember 
1957 im österreichischen Agrarjournalistenklub in Wien. 

Rutschflächen und Muren Früher, als die Flächen 
abgeweidet oder abgemäht wurden, rutschte der 
Schnee ab, ohne den Boden zu verwunden, 

Das Entstehen von Muren läßt sich mindern, wenn 
man jene Flächen aufforstet, die durch Einschrän­
kung und Rational isierung der Almwir tschaf t frei 
werden,, Stark geneigte Hänge, die keinen Pflanzen­
wuchs tragen, w i rd man vorerst du rch Einflechten 
von Weiden (Cordonpflanzung) und Aussaat von 
Grassamen sichern (biologische Verbauung), In k le i ­
nen Seitentälern kann d ie Aufforstung kostspiel ige 
technische Verbauungen ersetzen, In größeren Tal ­
becken erodiert Hochwasser oft so stark, daß das 
Geschiebe durch Abstaffelung mit 5 m bis 6 m ho­
hen Stein- oder Betonsperren zurückgehalten wer­
den muß,, Dadurch wird d ie Bachsohle fixiert und das 
Gefälle verringert, 

In Österreich g ibt es insgesamt 4,200 Wildbäche mit 
einer Gesamtlänge von 12 000 km 2 500 Wi ldbäche 
wurden bisher ganz oder tei lweise verbaut, Ein 1966 
an der Forst l ichen Bundesversuchsanstalt in Wien 
err ichtetes Institut für Wi ldbach- und Lawinenver-
bauung untersucht die Ursachen der Katastrophen 
und prüft neue Sperren und Stütztypen, die tei lweise 
als Fert igtei le vorfabr iz iert werden, D ie Forschungen 
haben den Zweck, in der Wi ldbach- und Lawinenver-
bauung mögl ichst an Mater ia l , Arbeit und Kosten zu 
sparen, ohne die Wirkung zu verr ingern, Im Kampf 
gegen Wi ldbäche müssen technische und b io log i ­
sche Mittel zugle ich eingesetzt werden 

Vorarlberg hat aus geologischen Gründen und in­
folge hoher Niederschläge die größte Wi ldbach­
dichte von al len Bundesländern Zwe i Dritte! der 
Landesfläche sind von Wi ldbächen unmit telbar oder 
mittelbar bedroht, In den Staatsverträgen von 1892, 
1924 und 1954 mit der Schweiz hat s ich Österreich 
verpf l ichtet, al le geschiebeführenden Wi ldbäche Vor­
arlbergs im Einzugsgebiet des Rheins zu verbauen, 
um so d ie Schotterzufuhr in den Rhein zu verr ingern, 
die Hochwassergefahr zu bannen und die Ver lan-
dung des Bodensees zu bremsen, Schon 1896 wurde 
mit den Arbei ten begonnen Sie erstrecken s ich bis 
heute auf 170 Wi ldbäche 60 Wi ldbäche wären noch 
dr ingend auszubauen, Die größten technischen 
Schutzbauten wurden im Schesa-Gebiet err ichtet, die 
größte Erosionsbekämpfung mit fors t l ich-b io log i ­
schen Maßnahmen (Aufbringen e iner Grasdecke, 
Aufforstung) l iegt im Gebiet des Galinabaches,, 

Lawinenverbauungen wurden in Österreich schon vor 
mehreren Jahrzehnten ent lang wicht iger Verkehrs­
l inien durchgeführ t (Tauern- und Ar lbergbahn, Straße 
in das Gasteinertal und über den Radstädter Tauern) 
Trotzdem können Lawinenabgänge dor t noch Scha­
den stif ten, Seit 1954, als die größten Lawinenkata-
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Strophen seit 1689 eintraten, wurde d ie Lawinenver-
bauung vor allem in den west l ichen Bundesländern 
forciert.. Mit dem verstärkten Wachsen des Winter­
fremdenverkehrs und der Motor is ierung galt es lau­
fend neue Siedlungsräume und Verkehrswege zu 
sichern Zusätzl iche Kosten verursachen neue Stra­
ßen und Lif tanlagen, die tei lweise durch lawinen-
oder wi ldbachgefährdete Gebiete führen, 

Im Lawinenkataster sind insgesamt 2.650 „wir tschaft­
l ich ausschlaggebende" Lawinen registriert. Zwei Drit­
tel al ler Lawinen brechen oberhalb der bestehenden, 
aber unterhalb der k l imat isch mögl ichen Waldgren­
zen ab, Hochwald bietet immer noch den besten 
Schutz vor Lawinen. Überalterter Schutz- und Bann­
wald schützt nicht so gut. A l le Lawinengänge tech­
nisch zu verbauen wäre zwar mögl ich, aber äußerst 
kostspielig,. Die begrenzten Mittel zwingen dazu, d ie 
Projekte nach Dringl ichkeitsstufen zu reihen.. Dabei 
strebt man an, lawinengefährdete Berghänge wieder 
zu bewalden, Die Aufwendungen kommen tei lweise 
unmittelbar der Land- und Forstwirtschaft zugute, 
tei lweise aber auch anderen Zweigen der Wir t ­
schaft, z. B. dem Reiseverkehr sowie dem Winter­
sport. 

Die Fläche der unbewaldeten Einzugsgebiete der 
Wi ldbäche und Lawinen zwischen der tatsächl ichen 
und der (kl imatisch) mögl ichen obersten Waldgrenze 
beträgt in Österreich 155,000 ha.. Gelänge es, sie w ie­
der zu bewalden, können viele Lawinenabbrüche und 
Murgänge verhindert und die Hochwasser im Som­
mer z T. gebannt werden. Die Wiederaufforstung 
in Hochlagen ist jedoch schwier ig . Sie wirft tech­
nische und wir tschaft l iche Probleme auf Vor a l lem 
sind widerstandsfähige, zähe Baumarten 1 ) zu wäh­
len. Oft müssen Fichtenpflanzen verwendet wer­
den, wei l Laubhölzer unter Wildverbiß leiden. Die 
Pflanzen sind sorgfäl t ig, tei lweise in Torf töpfen 2 ) 
heranzuziehen,. Um widerstandsfähige, den abwei ­
senden natür l ichen Faktoren gut angepaßte Setz­
linge zu gewinnen, s ind die Saatbeete in ger ingerer 
Höhenlage, aber in der weiteren Umgebung der 
Pflanzstellen anzulegen, Die ungünst igen Bedingun­
gen (kurze Wachstumszeit , schlechte Bodenverhält-

*) Z. B. Zirbe, Lärche, Haselfichte, in mittleren Lagen 
Fichte, Kiefer, Vogelbeere, Bergahorn, Mehlbeere und 
Grünerle. Österreich besitzt auf dem Patscherkofel bei 
Innsbruck in 1.950 m Seehöhe eine K l i m a b i o l o g i ­
s c h e V e r s u c h s a n s t a l t . Sie analysiert die Lebens­
ansprüche (physiologische Eigenschaften, Konstitution) je­
ner Holzarten, die für eine Aufforstung in der Region zwi­
schen der heutigen und der früheren Waldgrenze in Frage 
kommen. 
2) Die Schwierigkeit einer Aufforstung in Hochlagen be­
steht darin, daß die Böden erst Mitte Juni aper werden, zu 
einem Zeitpunkt, wo die Pflanzen in den Forstgärten längst 
ausgetrieben haben. Sie kann durch Versetzen von Pflan­
zen mit Wurzelballen überwunden werden, wobei aber er­
höhte Transportkosten erwachsen. 

nisse, starker Schneedruck und Schneeschub) er­
fordern, daß man d ie Setzl inge mehrere Jahre lang 
gegen äußere Einwirkungen schützt 3), Damit solche 
Aufforstungen überhaupt gel ingen, muß man mög l i ­
chen Lawinenabgängen mehrere Jahrzehnte lang m i t 
temporären technischen Schneestützwerken 4 ) entge­
genwirken,. Diese Anlagen brauchen nicht erneuert 
werden. Ihre Schutzfunkt ion geht auf den Wald über.. 
Wohl w i rd in den Hochlagen trotz Schutzmaßnahmen 
ein großer Teil der Setzl inge wieder vernichtet ; n ich t 
selten müssen mehrmals Pflanzen gesetzt werden.. 
Jedoch wertet man eine Aufforstung nahe der natür­
l ichen Waldgrenze schon als Erfolg, wenn nur e in 
Bruchtei l der Pflanzen anwächst und s ich zu Bäumen 
entwickel t . Überhaupt wächst in solchen Höhen nu r 
wenig Holz zu. Al le in der Transport der Stämme in 
d ie Täler kommt meist zu teuer. Wir tschaf t l ichkei ts­
erwägungen treten hier in den Hintergrund. Bisher 
wurden ungefähr 300 ha Anbruchf lächen von W i l d ­
bächen und Lawinen von der Wi ldbach- und La -
winenverbauung unter schwier igen Verhäl tn issen 
aufgeforstet, 

Im lawinengefährdeten öden Hochland des Gebirges 
err ichtet man gegl iederte technische Stützwerke auf 
Fundamenten aus Beton (Lawinenmauern, Terrassen, 
Schneerechen).. Auf den Höhen gelingt es oft, T r ieb­
schnee durch Regulierung des Windes mit Hilfe so ­
genannter Verwehungszäune (Windzäune) oder Ko lk ­
tafeln am Kamm abzulagern, w o ein Ablösen von La­
winen nicht so zu befürchten ist wie im Leehang.. 
Lawinen brechen zumeist unvermutet aus, ihre Ent­
stehung hängt von den verschiedensten Kl imafak­
toren, Geländeformen und ihren Kombinat ionen ab, 
Prognosen sind sehr schwier ig und nur für eng be ­
grenzte Gebiete mögl ich 5 ) . 

Die Neuaufforstungen im Gebirge berühren auch 
landwirtschaftliche Interessen. Zumeist handelt es 
s ich um A lmen, die man gegenwärt ig nur noch zum 
Teil und sehr extensiv nützt. Da die Böden im Laufe 
d e r z e i t unter dem Tri t t der T iere verhärteten, müssen 
sie vor dem Setzen der Pflanzen aufgelockert wer ­
den. Manche Bergbauern können heute nicht nu r 
diese Flächen, sondern auch d ie Waldweide, die den 
Ver jüngungen schadet, entbehren, wei l dank besse­
rer Düngung die Futtererträge der hofnahe l iegen-

3) Langsam abgleitender Schnee zieht die Jungpflanzen 
aus dem Boden. Das Abgleiten kann durch kleine Erd­
höcker, Erdterrassen (Schneedruckgräben) oder Stütz­
böcke aus Holz (Stahl) verhindert werden. 
4) Sie sind zumeist aus Holz und 40 bis 50 Jahre wirksam. 
5) Die Montcalflawine z. B., die am 12. Jänner 1954 Blons 
verwüstete, wurde in gleicher Intensität seit 240 Jahren 
nicht beobachtet. Die „weiße Wandlahne" vom 18. Jänner 
1951, die Heiligenblut traf, hatte 130 Jahre vorher ähnlich 
gewütet 
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den Weide- und Grasffächen gest iegen sind., Zudem 
ist das Personal für Hochalmen kaum noch aufzu­
treiben. Immerhin gibt es Betr iebe, deren Einkommen 
durch Aufforstung der A lmen zurückgehen würde, 
Es sol l ten daher die Projekte der Forstwirtschaft mit 
jenen der Landwirtschaft koordiniert und Mit te! zur 
Umstruktur ierung sowie Ablöse der Waldweide- und 
Streurechte bereitgestel l t werden. Nicht selten ge­
lingt es, trotz Verr ingerung der Almf läche um zwei 
Dritte! und mehr den bisher igen Viehstand zu halten 
und d ie Mi lchleistungen zu steigern, sofern die Er­
träge der verble ibenden Almen und die der Futter­
f lächen am Heimgut in Menge und Güte gehoben 
werden.. 

Die Interessen der Landeskultur und der öffentl ichen 
Wohlfahrt machen für Aufforstungen und Lawinen-
verbauungen in Hochlagen Beiträge des Bundes oft 
von 7 0 % und der Länder von 20% zu den Gesamt­
kosten notwendig Die Finanzierung erfolgt über­
wiegend durch Budgetmit te l , selten durch Darlehen.. 
Österreich ist auf dem Gebiet des forst technischen 
Systems der Wi ldbach- und Lawinenverbauung füh­
rend. Die Kapazität ist durch die im Durchschnit t 
ganzjährig beschäft igten Arbei tskräf te begrenzt. Die 
Beiträge des Bundes erhöhten s ich von 112 Mill.. S 
im Jahre 1964 auf 220 Mi!!.. S im Jahre 1966.. Seit 
1945 wurden 1 8 Mrd.. S Bundesmit tel bereitgestel l t 
und ein Bauvolumen von 2 5 Mrd. S e r re ich t Fun­
dierten Schätzungen zufolge sind 125 000 ha land­
wir tschaf t l ich genutzte Böden durch Wi ldbäche und 
Lawinen direkt gefährdet Eine noch größere Fläche 

Bundesmittel für Wildbach- und Lawinenverbauung 
Jahr Ordentliche ERP- Hochwasser- Insgesamt 

Budgetmittel Mitiel schädenfonds') 
Mill S 

1945 1 20 — — 1 20 
1946 264 — — 2 64 
1947 . . 8 00 _ 8 00 
1948 . . 17 85 — — 17 85 
1949 . . . 25 40 _ — 24 40 
1950 24 25 4 27 26 52 
1951 53 75 1046 — 64 21 
1952 . 34 84 0 90 — 35 74 
1953 42 59 0 65 — 43 24 
1954 7418 1 25 — 75 43 
1955 . 69 22 0 50 — 69 72 
1956 . . 69 85 — — 69 85 
1957 . 47 90 — — 47 90 
1958 8417 — _ 8417 
1959 88 43 1223 100 66 
1960 51 52 — 4907 100 59 
1961 29 96 — 74 48 104 44 
1962 42 50 — 71 16 113 66 
1963 36 28 — 7902 115 30 
1964 . 105 30 — 6 70 11200 
1965 111 72 56 00 167 72 
1966 . . 159 62 — 60 00 219 62 
1967 16072 — 110 00 270 72 

Q: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft.. — ') Bzw, Katastrophen­
fonds 

ist durch die Zufuhr von Schotter in d ie Flüsse mit­
telbar bedroht. 

Die Regulierung der Flüsse 

Daß schwier ige Probleme des Wasserbaues durch 
internationale Zusammenarbei t befr iedigend zu iösen 
sind, zeigt die Regulierung des Rheins. Im neunzehn­
ten Jahrhundert hatte s ich im Flußbett übermäßig 
viel Geschiebe abgelagert, so daß d ie Sohle a l lmäh­
lich über die Talebene stieg, Es kam zu Überf lutun­
gen, d ie s ich in immer kürzeren Abständen wieder­
holten. Das Tal war so sehr versumpft, daß Sied lun­
gen nur vereinzelt auf Kiesablagerungen err ichtet 
werden konnten.. Nachdem die Schweiz und Öster­
reich im Jahre 1892 übereingekommen waren, die 
geschiebeführenden Wi ldbäche im Einzugsgebiet des 
Rheins zu verbauen, konnte der Flußiauf regul iert 
und durch zwei Durchst iche (Diepoldsau, Fussach) 
um 10 km verkürzt werden. Ausbaggerungen, die 
zuerst versucht wurden, führten n icht zum Ziel. 
Später hat man die Sohle des Rheins vertieft, das 
Mit telger inne zunehmend bis zur Einmündung in den 
Bodensee verengt, die Hochwasserdämme zurück­
gesetzt, erhöht und verstärkt sowie das Vor-(Über-
f lutungs-)Land von Bäumen und Stauden gesäubert. 
Dadurch wurde d ie Schleppkraft des Wassers der­
art gesteigert, daß der Fluß Schlamm und Geschiebe 
großtei ls bis in den Bodensee transport iert . 

Gegenwärt ig können in kurzfr ist igen Spitzen bis 
3.500 m 3 Wasser pro Sekunde zwischen den äußeren 
Hochwasserdämmen abfließen, Das bisher beobach­
tete größte Hochwasser im Jahr 1890 führte mehr als 
3.000 m 3 pro Sekunde. Die Kosten de r gegenwärt i ­
gen Regul ierungsarbeiten, d ie in der Schweiz nach 
1940 und in Österreich nach 1947 begannen, werden 
von beiden Ländern zu g le ichen Tei len getragen; sie 
betragen zu Preisen 1967 gerechnet 422 Mill. S. Die 
Arbei ten am Schweizer Ufer sind zu 95%, am Vor­
ar lberger Ufer zu 8 8 % fertiggestellt. Die Regul ierung 
bi ldete d ie Voraussetzung dafür, daß das Rheintal 
zu einem wir tschaft l ichen und industr iel len Bal lungs­
raum mit hoher Bevölkerungsdichte wurde 

Die internat ionale Kommission der Rheinregul ierung 
hat überdies Bauwerke an der Mündung des Flusses 
in den Bodensee err ichtet, die verhindern so l len, 
daß d ie Bucht von Bregenz in absehbarer Zeit ver­
landet und der See zweigetei l t wird.. Die Ver landung 
kann f re i l ich nur aufgeschoben werden. Das heut ige 
Rheintal gehörte bis zur letzten Eiszeit dem Boden­
see an, der bis Chur reichte und bei Sargans mit 
dem Wal len- und Zür ichsee vereinigt war. Sei ther 
füllte s ich der See durch Sedimentat ion a l lmähl ich 
auf. 
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Bundesmittel für den Flußbau 

Ö'.l.f.W./U2 

Die Mittel, die der Bund für den Flußbau auswirft, waren 
in den Katastrophenjahren 1965 und 1966 mit 226 Mill. S 
und 320 Mill., S weit höher als in den Jahren vorher. Seit 
1945 leistete der Bund Beiträge von insgesamt 2"11 Mrd. S, 
der gesamte Bauaufwand erreichte 3'58 Mrd, S. 

Die Eindeichung und künstliche Entwässerung des 
Vorarlberger Rheindeltas steht nur in losem Zusam­
menhang mit der Rheinregul ierung. Mit den Arbei ten, 
d ie 1.000 ha vor dem Hochwasser des Bodensees 
schützen sol len, wurde 1956 begonnen, Für d ie A n ­
lage eines Schutzdammes, den Bau von Schöpfwer­
ken und für Vorf lutgräben liefen bis Ende 1966 Ko­
sten von 32 Mill, S auf, die zu je 4 5 % von Bund und 
Land und zu 1 0 % von den Grundeigentümern getra­
gen wurden. Mit diesem Betrag hätte das Gesamt­
projekt fert iggesteif t werden sollen, Tatsächl ich je ­
doch dürf te auf Grund eines kürzl ich ausgearbeite­
ten Erweiterungsprojektes im Laufe der nächsten 
zehn Jahre ein weiterer Betrag von 32 Mill, S not­
wendig sein.. Damit wi l l man das Grabennetz ver­
dichten und Detai lentwässerungen durchführen. 

Ob diese Maßnahmen die Produkt ivi tät der Landwirt­
schaft an der Rheinmündung so steigern werden, 
daß sie Investit ionen von 64.000 S je ha und eine 
dauernde Belastung durch Betr iebskosten für die 
Schöpfwerke und die Erhaltung des Grabennetzes 
wir tschaf t l ich rechtfert igen, wurde nicht geprüft. 

Wahrschein l ich werden — ähnl ich wie in Holland — 
nur Gartenbaubetr iebe oder Betriebe mit Spezia l -
kulturen und hohen Roherträgen je Flächeneinhei t 
die laufenden Ausgaben für d ie Erhaltung der Grä ­
ben und das Herauspumpen des Wassers in den 
Bodensee dauernd bestreiten können, Die zuständi ­
gen technischen Experten meinen, daß trotz d e r 
unverhältnismäßig hohen Kosten neue landwir tschaft­
l iche Kulturf lächen gewonnen werden müßten, d a 
die Nahrungsmit te lprodukt ion in Vorar lberg durch 
d ie ständig zunehmende Abgabe von Bauland rasch 
zurückgeht (Dieser Rückgang wi rd aber durch d ie 
Mehrprodukt ion in den übr igen Bundesländern über­
kompensiert.) 

Auch die ersten Regul ierungsarbeiten gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts an der Salzach führ ten, ähnl ich 
wie am Rhein, nicht ganz zum Ziel. Die Nebenf lüsse 
brachten, nachdem man die Wi ldbäche verbaut und 
Rückhaltebecken geschaffen hatte, so wenig Ge ­
schiebe e in, daß s ich das Flußbett in Hallein se i t 
1900 um 5 m und in Salzburg um 4 m vertiefte. Da­
durch wurden Brücken, Uferböschungen und f luß­
nahe Gebäude vom Einsturz bedroh t Jetzt w i rd 
durch den Einbau von Sohlstufen das Gefälle de r 
Salzach verr ingert und das Flußbett um 5 m geho­
ben 1). Nach Fert igstel lung des Projektes im Jahr 
1970 wi rd ein Hochwasser von 2,000 m 3 p ro Sekunde 
— es w i rd al le 500 Jahre nur einmal erwartet — ohne 
weitere Eint iefungsgefahr abfl ießen können, Die Mi t ­
tel für das Bauvorhaben Hailein werden zu 87% v o m 
Bund und zu 13% von ört l ichen Körperschaften, f ü r 
das Projekt Salzburg zu 55% vom Bund und zu 4 5 % 
von der Stadtgemeinde Salzburg aufgebracht 

Leistungen im Flußbau 
1962 1963 1964 1965 1966 

km 
Länge der regulierten Fluß-

und Bachstrecken 103 9 103 7 106 8 89 2 124 4 
Instandsetzungen an Flüssen 

und Bächen 167 3 1035 1067 1072 331 6 
ha 

Hochwasserschutz für eine 
Fläche von . . . 2 795 2 196 2190 2.289 5 760 

Vorflut Verbesserung für eine 
Fläche von 1 363 1.232 1.058 851 1.167 

Q: Tätigkeitsberichte des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, 

Von 1945 bis 1966 hat die Flußbauverwaltung des 
Bundesminister iums für Land- und Forstwirtschaft in 
ganz Österreich fast 1,750 km Fiuß- und Bachstrek-
ken regul iert und Erhaltungsarbeiten in einer Länge 
von 3.325 km ausgeführt, Damit wurde eine Fläche 
von 53.500 ha vor Hochwasser geschützt. Für w e i ­
tere 25.000 ha wurde eine Entwässerung ermögl icht. 

*) Besonders schwierige technische und hydraulische Bau­
werke werden durch Modellversuche in der Bundesanstalt 
für Wasserbau in Wien geprüft. 
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Weiters wurden Brücken, Sohlstufen, Sohlrampen, 
Wehre sowie Längs- und Querwerke gebaut. Der 
Gesamtaufwand für den Flußbau betrug rund 3 6 
Mrd, S ; dazu leistete der Bund nach den Best immun­
gen des Wasserbautenförderungsgesetzes Beiträge 
von insgesamt 2 1 Mrd.. S. 

Leistungen im Flußbau 1945 bis 1966 

km 

53 511 ha 
6 Q I i i i i i i i i ' i i i i ' ' ' ' ' i ' l l 

1945 50 55 60 65 
Ö.l.f.W,/ui 

Die Flußbauverwaltung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft hat seit 1945 insgesamt 1.736 km Fluß-
und Bachstrecken reguliert und 3 325 km nach Hochwas­
serschäden wieder instand gesetzt 53.511 ha wurden damit 
vor Hochwasser geschützt und für weitere 25.000 ha Ent­
wässerungen ermöglicht. 

Finanzierungs- und Arbeitspläne 

Eine hohe Gewässerdichte — es g ibt in Österreich 
fast 100.000 km Fluß- und Bachläufe, das ist mehr 
als 1 km Flußlänge auf 1 k m 2 Fläche —, ergiebige 
Niederschläge und der Gebirgscharakter des Landes 
sind die Hauptgründe, weshalb s ich Hochwasser 
ohne rechtzeit ig durchgeführte Schutzbauten oft so 
verheerend auswirken.. Die Schäden häuften s ich in 
den fünfziger und sechziger Jahren dieses Jahrhun­

derts, wei l dem Wasserbau fünf Jahrzehnte h indurch 
viel zu geringe Mittel gewidmet wurden, so daß 
schl ießl ich der Baurückstand auf 4 Mrd S an­
schwol l . Gleichzeit ig st iegen die f inanziel len Ansprü­
che in dem Maße, als s ich die Siedlungen mehr­
ten, d ie Verkehrsdichte vergrößerte und der Frem­
denverkehr zunahm. 

Die Kompetenzen im Wasserbau s ind wie folgt gere­
gelt : Über die technischen und recht l ichen Fragen 
entscheiden mehrere Bundesminis ter ien: das Bun­
desministerium für Land- und Forstwirtschaft über 
Fragen des Wasserrechtes, des Flußbaues (ausge­
nommen an Donau, March und einem Tei l der Thaya), 
der Wi ldbach- und Lawinenverbauung, des landwir t ­
schaft l ichen Wasserbaues, der Staubeckenkommis­
sion, der Reinhaltung der Gewässer und über d ie Hy­
drographie, das Bundesministerium für Bauten und 
Technik über d ie technischen Fragen des Wasser­
baues an Donau, March und Teilen der Thaya sowie 
über al le technischen und f inanziel len Fragen von 
Wasserlei tungen und Kanal isat ionen, das Bundes­
ministerium für Verkehr über wasserrecht l iche Fra­
gen, soweit sie die Energiewirtschaft betreffen.. Da­
mit s ind die Kompetenzen nicht erschöpft , So gibt 
es „Bundesf lüsse" und „Konkurrenzgewässer" . Im 
ersten Fall muß der Bund die gesamten Kosten des 
Hochwasserschutzes t ragen, im zwei ten 4 0 % bis 
7 5 % ; den Rest bestreiten die Länder und ör t l ichen 
Interessenten. Die Wi ldbach- und Lawinenverbauung 
wi rd seit achtzig Jahren bundesunmit telbar, der Hoch­
wasserschutz an Bundesflüssen bundesmit te lbar aus­
geführt. Die Arbei ten an den Konkurrenzgewässern 
führen d ie Bundesländer im Auftrag der Rechtsträger 
(Gemeinden, Grundeigentümer) durch Die Vielzahl 
an Kompetenzen hängt mit den föderal ist ischen Ver­
waltungssystemen in Österreich zusammen. S ie ist 
nicht immer von Vortei l , zumal der Hochwasser­
schutz eine koordinier te und vorausschauende Pla­
nung erfordert.. Schutzbauten auf engem Raum be­
wirken zwar einen beschleunigten Abfluß des Was­
sers.. Sie können aber t iefer gelegene Gebiete ge­
fährden, wenn natür l iche oder künst l iche Auf fang­
becken fehlen, die die Strömung bremsen und die 
zerstörende Gewalt der Fluten brechen. 

Der Bund hat von 1945 bis Mitte 1967 fast 4 Mrd . S 
für den Wasserschutzbau aufgewendet, die gesamte 
Bausumme erreichte 6 1 Mrd. S. Die Bundesmittel 
stiegen von durchschni t t l ich 141 Mil l , S jähr l ich im 
Zeitabschnit t 1950/59 dank den Beiträgen aus dem 
sogenannten Hochwasserschädenfonds auf du rch ­
schni t t l ich 246 Mil l S jähr l ich im Zeitabschnit t 
1960/64. Im Katastrophenjahr 1965 stel l te der Bund 
408 Mill.. S (einschl ießl ich zusätzl icher Kredi topera­
t ionen), im Katastrophenjahr 1966 insgesamt 561 
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Mill. S bereit, der gesamte Bauaufwand {einschließ­
lich des Beitrages der Länder und Gemeinden) be­
trug fast 600 Mill. S und 700 Mill. S. 1967 sind an 
Bundesmittein 646 Mill. S, zusammen mit Mitteln, die 
1966 bewi l l igt waren, aber nicht ganz verbraucht 
wurden, ungefähr 700 Mill. S verfügbar, der Bauauf­
wand ist mit insgesamt 1 Mrd , S veranschlagt, Für 
die Jahre 1968 bis 1970 sind grundsätz l ich die g le i ­
chen Aufwendungen wie für 1967 vorgesehen, wobei 
für 1968, da mit Mindereinnahmen aus dem Kata­
strophenfonds gerechnet w i rd , 565 Mill. S im ordent-

Bundesmlttel für den Wasserschutzbau 
(Flußbau, Wildbach- und Lawinenverbauung) 

Mill. S 
1.000 

800 -
rrrn 

- ü v j Eventualbudget 

700 

500 -

400 -

100 

n Normalbudget 

Hochwassenschädenfonds 

Katastrophenfonds 

560 8 

407'9 

1 9 9 9 
170'S 

17G'5 180 9 2445 i0?1 3 1 5 0 450C 4 5 0 0 

1958 59 60 61 62 63 64 65 66 67 69 69 70 
Ö.l . f .W./ l40 

Die Gesamtausgaben des Bundes für Flußregulierungen 
und Wildbach- sowie Lawinenverbauungen haben von 1959 
bis 1963 im Durchschnitt jährlich 231 Mill. S betragen; da­
von stammten 125 Mill. S aus dem Hochwasserschäden­
fonds, der aus einer Bundesanleihe finanziert wurde. 1964 
stellte der Bund 272 Mill. S bereit, 1965 und 1966, als große 
Überflutungsschäden behoben werden mußten, 408 Mill. S 
und 561 Mill. S. Von 1967 bis 1970 sollen mit Hilfe des 
Katastrophenfonds jährlich ungefähr 700 Mill. S ausgewor­
fen werden, der gesamte Bauaufwand wird 1 Mrd S betra­
gen 

liehen Budget und 250 Mill. S im Eventualbudget 
veranschlagt wurden. Wie d ie Vertreter der zustän­
digen Behörden versichern, w i rd dieses Bauvolumen 
mit den Kapazitäten des technischen Apparates und 
den verfügbaren Arbei tskräf ten — tei lweise unter 
Heranziehung privater Bauf irmen — gerade noch be ­
wält igt werden können. 

Finanzierung der Wasserschutzbauten 
(Flußbau, Wildbach- und Lawinenverbauung) 

Jahr Bund es mittel Davon aus 
insgesamt Hochwasser-

schädenfonds 
Mill S 

Katast roph 
fonds 

1958 170 5 — — 
1959 199 9 19 0 — 
1960 221 0 110 0 — 
1961 . 2301 1651 — 
1962 2513 157 7 — 
1963 253 9 170 7 
1964. . . 271 8 27 3 _ 
1965 407 9 — — 
1966. . 560 8 — 
1967 6461 — 2500 
1968 815 0'} 2500 
1969 700 0 — 250 0 
1970. . . . 700 0 — 250 0 

Q: Angaben des Bundesminister]ums für Land- und Forstwirtschaft, Erläuterun­
gen zum Bundesfinanzgeselz1967 und 1968 — ') Davon 250 Mill S im Eventual­
budget 

Die katastrophalen Auswirkungen der Hochwasser 
1965 und 19661) sowie die knappen Budgetmit te l 
machten d ie Erschließung neuer zweckgebundener 
Einnahmen und die Erstel lung eines Gesamtkonzep­
tes notwendig. Um die unmittelbaren Schäden behe­
ben zu können und künft igen Schäden vorzubeugen, 
wurde durch ein Bundesgesetz vom 9„ September 

1966 (BGBl.. Nr. 207) ein Katastrophenfonds geschaf­
fen, dem in den Jahren 1967 bis 1970 Zuschläge von 
je 3 % der Einkommen-, Lohn-, Körperschaft- und 
Vermögensteuer zufl ießen. Einen Teil der Mittel l e i -

J) Im Frühjahr 1965 wurden weite Flächen im Osten und 
Südosten Österreichs überschwemmt, im Herbst Teile 
Kärntens, Osttirols und Salzburgs. Allein die Landwirtschaft 
hatte Flurschäden von ungefähr 2 Mrd. S. Im August 1966 
wurden Gebiete in Osttirol, Oberkärnten und Salzburg er­
neut überflutet. In beiden Jahren führten stationäre Tief­
druckgebiete über dem Mittelmeerraum — T r o g w e t t e r ­
l a g e n — feuchtwarme Luftmassen gegen den Alpen­
hauptkamm, die ungewöhnlich starke Niederschläge, teils 
in Form von Schnee, brachten. In drei Tagen fiel ein 
Viertel der durchschnittlichen Jahresniederschlagsmenge. 
Nach anfangs tiefen Temperaturen kam es zu plötzlicher 
Erwärmung, zu weiteren Regenfällen und einer umfas­
senden Schneeschmelze Viele Brücken wurden wegge­
schwemmt Straßen und Bahnlinien unterbrochen, land­
wirtschaftliche Nutzflächen vermurt, Siedlungen durch 
Schotter verschüttet, Gebäude und Holzabfuhrwege zer­
stört, Nutz- und Brennholz abgeschwemmt und Menschen­
leben vernichtet Nicht behobene Schäden aus dem Vor­
jahr boten den Hochfluten 1966 gute Angriffsflächen und 
weiteten die Schäden gewaltig aus. 1851, 1882 und 1903 
waren die letzten großen Hochwasser in Österreich mit 
ähnlichen Auswirkungen wie 1965 und 1966 
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tet der Bund an betroffene Länder, Gemeinden und 
Private weiter. Die zusätzl ichen Einnahmen ermög­
l ichen es, den Beitrag, den der Bund 1964 und 1965 
für den Wasserschutz aufgewendet hat, um d ie Hälfte 
auf mehr als 700 Mill, S jähr l ich zu erhöhen.. 

Unmittelbar nach den Katastrophen 1965 und 1966 
wurden Sofortprogramme in Angriff genommen und 
die Flußbette in Ostt i rol , Kärnten und Salzburg von 
den Schottermassen geräumt, Diese Arbei ten waren 
Mitte 1967 abgeschlossen Der große Nachholbedarf 
und der Umstand, daß viele vorbeugende Maßnah­
men eine mehrjährige Bauzeit er fordern, machten es 
notwendig, auch einen längerfr ist igen Finanzierungs­
und Arbei tsplan zu erstel len 5 0 % der Mit tel des 
Katastrophenfonds (etwa 250 Mil l S jährl ich) wer­
den in den nächsten Jahren für ein Schwerpunktpro­
gramm in den Katastrophengebieten der Jahre 1965 
und 1966 und in anderen von Hochwasser beson­
ders bedrohten Gebieten verwendet, Dabei hat die 
Regul ierung der Drau zwischen Lienz und Oberdrau-
burg Vorrang.. Für ein Normalprogramm w i l l man 
jähr l ich 450 Mil l . S berei tstel len; damit sol len die 
bestehenden Fiußregul ierungen, Wi ldbach- und La-
winenverbauungen instand gehalten und der Hoch­
wasserschutz in den übr igen Flußgebieten ausge­
baut werden Viele Arbei ten w i rd man wei terhin in 
Eigenregie der Bundes- und Länderbehörden mit 
fachkundigen Arbei tskräf ten durchführen.. Auch im 
Winter, wenn der Wasserstand niedrig ist, muß ge­
baut werden.. Man verwendet dann Zusätze zu Be­
ton, d ie ihn frostbeständig machen,. 

Schon in den Jahren 1959 bis 1963 hatte es einen 
Hochwasserschädenfonds gegeben (BGBl. Nr. 210/ 
1959),. Er wurde aus einer Bundesanleihe (12 Mrd.. S) 
gespeist und war „zur zusätzlichen Finanzierung und 
beschleunigten Beseit igung von Hochwasser- und 
Lawinenschäden der Jahre 1959 b is 1963 und zur 
Vorbeugung gegen künft ige Schäden dieser A r t " be­
stimmt. Tatsächl ich wurden die Mit tel aus der An­
leihe nur zum Tei l „zusätz l ich" eingesetzt, da man 
gleichzeit ig d ie „no rma len" Budgetmit tel für Fluß­
bau, Wi ldbach- und Lawinenverbauung von 181 
Mil l S (1959) auf 111 MilL S (1960), 65 Mi l l . S (1961), 
94 Mil l . S (1962) und 83 Mil l S (1963) kürzte 

Die Frage nach dem zweckmäßigsten Einsatz der 
Mittel war bisher relativ leicht zu beantworten, Die 
Wi ldbach- und Lawinenverbauung sowie der Fluß­
bau arbei teten zumeist im nachhinein. Nach Kata­
strophen konnten jewei ls gerade d ie ärgsten Schä­
den behoben, d ie Flüsse geräumt und in ihr f rüheres 
Bett rückgeführt werden.. Die Probleme l iegen an­
ders, wenn es s ich darum handelt, vorbeugend struk-
turverbessernde Maßnahmen durchzuführen, eine 

kont inuier l iche Finanzierung zu s ichern und einen 
best immten Etat längerfr ist ig auf Länder und Bezirke 
zu vertei len Dabei können tei lweise regionalpol i t i ­
sche und raumordnende Gesichtspunkte eine Rolle 
spielen, w ie Hil fen für rückständige Gebiete, d i e Er­
haltung einer best immten Bevölkerungsdichte oder 
die Förderung des Fremdenverkehrs in Grenzgebie­
ten, um kumulat ive Schrumpfungsprozesse zu brem­
sen Grundsätz l ich sol l te jedoch der Schutz vor 
Hochwasser in den intensiven Industr ie- und Agrar-
zonen sowie in den Gebieten des Fremdenverkehrs 
Vorrang haben 1 ) . 

Eine längerfr ist ige Planung muß Schwerpunkte, 
Rangordnungen und Größenverhäitnisse berücks ich­
tigen.. Die Bauzeit kann so im Einzelfal l verkürzt und 
das Hochwasserr is iko verr ingert werden . Gegenwär­
t ig ist man dabei , einen Wasserwirtschaftskataster 
anzulegen Er w i rd künft ig Planungsarbeiten nach 
rangordnenden Gesichtspunkten ermögl ichen. Die 
Aufwendungen hiefür w i rd man so w i e bisher groß-
teils den wachstumsabhängigen und sozialen Ausga­
ben zurechnen müssen, d ie der Verkehrs- und Ener­
giewirtschaft , den öffentl ichen Einr ichtungen der 
Volksgesundheit , dem Fremdenverkehr und de r Er­
holung dienen. Gleichzeit ig s ichern sie die land­
wir tschaft l iche, industr iel le und gewerbl iche Produk­
tion. 

Die Planung sol l te auf Kosten-Nutzen-Analysen im In­
teresse eines mögl ichst ökonomischen Einsatzes der 
Mittel n icht verzichten, wenngle ich es oft schwier ig 
sein mag, sie exakt durchzuführen Oft gibt es meh­
rere Projektvarianten mit verschieden hohen Kosten, 
aber mit g le ich hohem Nutzen. Die Analysen sol len 
die Entscheidungen der zuständigen Stellen er le ich­
tern, n icht e inschränken, Zumindest könnten s ie ver­
h indern, daß der Gewässerschutz nach rein techn i ­
schen Gesichtspunkten durchgeführt wird.. 

Im übr igen kostet nicht jede vorbeugende Maßnahme 
Geld.. Oft werden Naturereignisse erst dadurch zu 
Katastrophen, daß der Mensch Fehler macht. Nicht 
selten werden Häuser auf b i l l igen, gefährdeten 
Grundstücken err ichtet. Es ist volkswir tschaf t l ich 

J) Die Landesregierung Vorarlberg z. ß. hat ein Vorbeu­
gungsprogramm erstellt, das auf Grund der derzeitigen 
Kapazität des Maschinenparks und der Arbeitskräfte für 
die nächste Zeit Ausgaben von jährlich 45 Mill. S vorsieht. 
Die staatlichen Aufwendungen werden in erster Linie den 
wirtschaftlich prosperierenden Gebieten des Rheintales mit 
seiner hohen Bevölkerungsdichte und der Fertigwaren­
industrie zugute kommen und die Konzentration der Sied­
lungen zu geschlossenen Stadtgebieten fördern Schon 
jetzt ist dort die „Suburbanisierung" ebenso stark wie in 
anderen westlichen Industriestaaten. Die Standortvoraus­
setzungen für die weitere Entwicklung der gewerblichen 
Wirtschaft sind infolge des wachsenden Fremdenverkehrs 
und der verhältnismäßig geringen Entfernung von den 
westeuropäischen Industriezentren günstig. 
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widers innig, wenn die lokalen Behörden zuerst Bau­
ten in Gefahrzonen bewi l l igen und später Bundes­
und Landesmitte! für Schutzmaßnahmen fordern. 
(Die Bauern z, B. haben früher ihre Höfe nicht in den 
Tälern unmit telbar neben Flüssen err ichtet, sondern 
an höher gelegenen Stel len und Berghängen) Auch 
die Trassierung der Verkehrsadern und der Bau 
neuer Brücken sol l te die besonderen k l imat ischen, 
hydrologischen und geologischen Bedingungen bes­
ser berücksicht igen, 

Auf einen totalen Schutz vor Hochwasser und Lawi ­
nen muß aus wir tschaft l ichen Erwägungen verzichtet 
werden, Dazu sind selbst d ie Mittel des Katastro­
phenfonds zu gering.. Immerhin lassen s ich die Zer­
störungen auf best immte Gebiete beschränken und 
die Nachtei le für die Wirtschaft mögl ichst gering 
halten.. Man wi rd gegen Ansiedlungen ausreichend 
abgegrenzte Überflutungsgebiete dort künst l ich 
schaffen müssen, wo weder der pr imäre Schutz 
durch die Vegetat ionsdecke noch die natürl ichen 
Auffangbecken für das Übermaß an Wasser ausre i ­

chen 1), Auch Geröl l braucht genügend Raum, dami t 
es s ich ablagern kann. Für diese Zwecke muß man 
ger inge Flächen opfern, um zu verhindern, daß we i t 
größere Flächen immer wieder vermuren und ver­
sanden. 

Die Auffangbecken sol len die Fluten des Hochwas­
sers brechen; sie können tei lweise als Badeseen 
dem Fremdenverkehr und als Wasserspeicher de r 
Energiewirtschaft d ienen. Die Speicherräume der 
Wasserkraf twerke im Gebirge und an der Donau ge ­
nügen hiefür keineswegs; sie können durch Rück­
stau die Hochwassergefahr nur mi ldern, aber n icht 
aus der Welt schaffen. Schl ießl ich wi rd man sich d a ­
mit abf inden müssen, daß d ie erodierende Wirkung 
der Niederschläge, die Mi l l ionen Jahre hindurch u n ­
ser Landschaftsbi ld geformt hat, durch b io logische 
und technische Maßnahmen zwar gedämpft , aber 
nicht völ l ig unterbunden werden kann, 

Emil Peter 

*) E. W u r z e r , Aus einem Vortrag auf der Wasserwirt­
schaftstagung 1967 in Linz 
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